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China hat sich mit dem öffentlichen Benennen vonAngreifern lange zurückgehalten – doch das ändert sich nun. NG HAN GUAN / REUTERS

China macht Amerikas
Cyberangriffe publik
Washington stellt Länder wie Russland oder China für ihre Cyberattacken an den Pranger.
Peking hat dieses politische Mittel nun auch entdeckt – und schreibt amerikanische
Geheimdienstmitarbeiter zur Verhaftung aus. Von Lukas Mäder

Die chinesischen Behörden gehen in die Offensive.
Vor wenigen Tagen haben sie die USA der Cyber-
spionage beschuldigt.Ab Juli 2022 seien amerikani-
sche Geheimdienste in die IT-Systeme eines wichti-
gen Rüstungsunternehmens eingedrungen und hät-
ten unter anderem Konstruktionspläne entwendet,
schreibt die chinesische Cybersicherheitsstelle CN
Cert. Im zweiten Fall sei 2024 eine Firma im Be-
reich Kommunikation und Satelliteninternet aus-
spioniert worden.

Dass die USA mit Cyberoperationen chinesi-
sche Behörden oder Rüstungsfirmen ausspionie-
ren, hatte wohl niemand bezweifelt. Bemerkens-
wert ist aber, dass China solche Angriffe zuneh-
mend öffentlich macht – und mit dem Finger klar
auf die USA zeigt.

Dass Behörden Cyberangriffe öffentlich einem
anderen Staat zuschreiben, «public attribution» ge-
nannt, kommt weltweit nur selten vor.Dafür gibt es
verschiedene Gründe.Oft geht es um Spionage, die
das Opfer gar nicht publik machen möchte. Auch
lässt sich nicht immer zweifelsfrei klären, wer tat-
sächlich hinter einer Cyberoperation steht. Und
manchmal verzichtet der angegriffene Staat darauf,
denAngreifer öffentlich an den Pranger zu stellen,
weil er eine Eskalation vermeiden will.

Die Volksarmee im Fokus
DieUSAhingegen setzen seit Jahren auf das öffent-
liche Anprangern von Cyberangriffen. Begonnen
hat diese Praxis im Februar 2013, als die private
Firma Mandiant ihren Bericht zur Gruppe APT 1
veröffentlichte.Mandiant kam zu dem Schluss, dass
hinter 140Angriffen weltweit höchstwahrscheinlich
die Einheit 61 398 der chinesischen Volksarmee in
Schanghai stehe.

Zwar stammt der «APT 1»-Bericht von einer
privaten Firma. Doch es gibt die Vermutung, dass
die amerikanische Regierung diesen Weg gewählt
hatte, um Peking nicht selbst beschuldigen zu müs-
sen. Zumindest hatten amerikanische Beamte laut

demMagazin «Fortune» keine Einwände gegen die
Publikation. Ins Bild passt auch, dass der damalige
Präsident Barack Obama nur wenige Tage vor der
Veröffentlichung in einer Ansprache ein härteres
Vorgehen gegen Cyberangriffe ankündigte.

Ein Jahr später erhob die amerikanische Justiz
Anklage gegen fünf «militärische Hacker», die die-
ser Einheit 61 398 der chinesischenVolksarmee an-
gehören sollten. Seither gehen die amerikanischen
Behörden immer wieder juristisch mit Beschuldi-
gungen und Sanktionen gegen Firmen und Einzel-
personen vor, hauptsächlich aus China, Russland,
Iran und Nordkorea. Auch die EU und andere
westliche Staaten haben seit einigen Jahren diese
Praxis übernommen.Wenn Behörden und Firmen
zum Mittel der «public attribution» greifen, kann
das verschiedene Gründe haben. Die Firma Man-
diant zum Beispiel argumentierte 2013 damit, das
Bewusstsein für die Bedrohung durch staatliche
Cyberaktionen stärken zu wollen. Die Publikation
von technischen Details kann zudem weitere An-
griffe verhindern und denAufwand für dieAngrei-
fer erhöhen, weil diese zum Beispiel neue Server
für ihre Angriffe einrichten müssen. Eine abschre-
ckendeWirkung hat dies jedoch kaum.

Für staatliche Stellen ist die öffentlicheAnschul-
digung meist ein politisches Instrument. Es sendet
ein Zeichen der Stärke und signalisiert gegen aus-
sen, dass solche Cyberaktionen erkannt und nicht
toleriert werden.Wer öffentlicheAnschuldigungen
erhebt, stellt seinVerhalten über dasjenige desAn-
greifers – obwohl dieUSA selbst auch Cyberopera-
tionengegenandereStaatendurchführen.Heute ge-
schehen solcheVerurteilungen oft auch internatio-
nal koordiniert, was die eigene Legitimität erhöht.

China hat sich mit dem öffentlichen Benennen
von Angreifern lange zurückgehalten. Spätestens
ab 2019 gibt es Attributionen durch private chine-
sische IT-Sicherheitsfirmen, dieAngriffe der ameri-
kanischen Geheimdienste CIA und NSA beschrei-
ben. Die erste offizielle Attribution stammt von
September 2022. Allerdings gab der damalige Be-
richt einige Rätsel auf, weil viele Angaben sehr alt

waren. Auch der Bericht von 2023, in dem es um
Spionage gegen den Tech-Konzern Huawei ging,
beschrieb eine Aktion, die bereits 2009 begann.

In den letzten Monaten hat China nun sein
Vorgehen gegenüber den USA verstärkt. Peking
scheint die öffentliche Zuschreibung von Cyber-
angriffen als politisches Mittel entdeckt zu haben.
Die Berichte betreffen aktuellere Cyberangriffe,
wie auf dieWinter-Asienspiele 2025 im Februar in
Harbin oder auf die erwähnten Rüstungsfirmen in
den Jahren 2022 bis 2024.

Die chinesische Polizei hat zudem imApril drei
Personen zur Verhaftung ausgeschrieben, die bei
der NSA arbeiten und anAngriffen auf dieWinter-
Asienspiele in Harbin beteiligt gewesen sein sollen.
Dies ist das erste Mal, dass chinesische Behörden
konkrete Personen hinter amerikanischen Cyber-
aktionen identifiziert haben. Es dürfte kein Ein-
zelfall bleiben.

Ein Hinweis darauf ist das Vorgehen gegenüber
Taiwan.Chinahat seit vergangenemHerbst dreimal
Taipeh für Cyberangriffe verantwortlich gemacht.
Die Behörden haben jeweils auch konkrete Per-
sonen, die an den Aktionen beteiligt gewesen sein
sollen, identifiziert und zurVerhaftung ausgeschrie-
ben.Der IT-SicherheitsexperteBenReadkommt in
einerAnalyse in Bezug auf Taiwan zu dem Schluss,
dass die Zahl der Attributionen vermutlich zuneh-
menwird.Dass verschiedene chinesischeBehörden,
auch auf lokalerEbene,zusammenmit privatenFir-
men daran beteiligt sind,wertet er als Zeichen,dass
der Sicherheitsapparat solche Zuschreibungen för-
dert. Das dürfte nicht nur für Taiwan gelten.

Mit den öffentlichen Anschuldigungen zieht
Peking mit den USA und anderen westlichen Staa-
ten gleich.Warum das Regime nicht schon früher zu
diesemMittel gegriffen hat, lässt sich nicht eindeu-
tig beantworten. Ben Read verweist im Gespräch
darauf, dass die amerikanischen Geheimdienste
einen sehr grossenAufwand betreiben würden, um
unentdeckt zu bleiben.

Jede Veröffentlichung ist zudem auch eineWar-
nung an den Angreifer. Dieser kann sich zurück-
ziehen und seinVorgehen ändern,umweiterhin un-
entdeckt zu bleiben. Bei ChinasAttributionen fällt
denn auch auf, dass die Behördenmeist kaum tech-
nische Details desAngriffs publizieren.Möglicher-
weise tun sie dies, um den USA nicht zu verraten,
welcheTeile der Operation tatsächlich aufgeflogen
sind.Gleichzeitig fehlen damit zumindest öffentlich
auch technische Details, die anderen Organisatio-
nen – zum Beispiel auch im westlichen Ausland –
dabei helfen könnten, amerikanische Angriffe ab-
zuwehren. Der Schutz vor den Cyberangriffen fällt
damit alsGrund für die neue chinesischePraxisweg.

Ein Gegennarrativ geformt
Für China dürften politische Motive im Vorder-
grund stehen. Die USA äussern seit mehreren Jah-
ren laute Sicherheitsbedenken, wenn es um Tech-
nologien und Produkte aus China geht. Dazu ge-
hören nicht nur die Anschuldigungen im Bereich
Cyberspionage, sondern auch derVorwurf, dass chi-
nesische Technologien wie Mobilfunkkomponen-
ten, Elektroautos oder Hafenkräne geheime Zu-
gänge, sogenannte Hintertüren, enthalten würden,
die der Spionage oder Sabotage dienen könnten.

Nun schlägt China zurück, indem es die gleichen
Vorwürfe gegenüber den USA erhebt. So erwäh-
nen die chinesischen Behörden in ihren Veröffent-
lichungen immer wieder mögliche Hintertüren in
amerikanischen Produkten, zum Beispiel in Soft-
ware von Microsoft. Jüngst hat China den gleichen
Vorwurf auch gegenüber dem amerikanischen
Chiphersteller Nvidia erhoben. Mit seinen An-
schuldigungen an die Adresse Washingtons formt
das Regime in Peking ein Gegennarrativ zur ame-
rikanischen Erzählung von den unsicheren chine-
sischen Produkten. Das kann insbesondere in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern eine Wirkung
entfalten,wo chinesischeTechnologien und IT-Pro-
dukte noch stärker verbreitet sind als imWesten.

Die öffentlichen Beschuldigungen können zu-
dem handfeste Folgen haben. Anfang Juli haben
die italienischen Behörden auf Ersuchen der USA
einen Chinesen verhaftet, der ab 2020 an Cyber-
spionage beteiligt gewesen sein soll. Der 33-Jäh-
rige arbeitete für eine IT-Firma in Schanghai und
soll Cyberangriffe im Auftrag chinesischer Nach-
richtendienste ausgeführt haben.

Ein analoges Szenario ist auch bei amerikani-
schen Staatsbürgern denkbar.ZumBeispiel könnte
der Mitarbeiter einer privaten Partnerfirma der
amerikanischen Geheimdienste verhaftet werden,
wenn er in ein Land reist, das mit der chinesischen
Justiz kooperiert. Dass China begonnen hat, ame-
rikanische Geheimdienstmitarbeiter zur Verhaf-
tung auszuschreiben, ist deshalb ein entscheiden-
der Schritt. Der Konflikt zwischen den USA und
China kann auf diesem Feld weiter eskalieren.

Jede Veröffentlichung
ist auch eine Warnung
an den Angreifer. Dieser
kann sich zurückziehen
und sein Vorgehen ändern,
um weiterhin unentdeckt
zu bleiben.
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Tiefere Renten wegen Kapitalbezügen
Das Vermögenszentrum warnt vor sinkenden Pensionskassenrenten und erntet Kritik

FABIAN SCHÄFER, BERN

Zuerst 31 Prozent, dann 39 und nun sogar
40 Prozent. Zweistellige Prozentzahlen
treiben die Schweiz in diesen Tagen um.
In erster Linie sind es die Zölle von
Donald Trump, die Sorgen bereiten. Da-
neben gibt es aber ein zweites Thema, das
mit Prozenten für Aufregung sorgt: die
Renten der Schweizerinnen und Schwei-
zer. Die Bezüge der Pensionierten seien
stark gesunken, wenn nicht sogar ein-
gebrochen: Diese Botschaft war in den
vergangenen Tagen in etlichen Medien
zu vernehmen. Die einen rapportierten,
die Renten der Pensionskassen hätten
seit 2002 um 40 Prozent abgenommen,
andere meldeten, die Renten aus AHV
und Pensionskassen zusammen seien um
16 Prozent gesunken.

Beide Zahlen stammen aus dem neuen
«Pensionierungs-Barometer» des Ver-
mögenszentrums (VZ), das am Freitag
publiziert worden ist.Nicht nur die Zahlen
sind dramatisch, sondern auch die Tonali-
tät.Von «schrumpfenden Renten» schreibt
dasVZ,von Pensionskassen,die ihre Leis-
tungen bereits «stark reduziert» hätten,
jetzt aber wegen der «sehr tiefen oder so-
gar negativen Zinsen» und der Lebens-
erwartung «weiter unter Druck» stünden.

Schon in der Überschrift konstatiert
das VZ, eine grosse Lücke gefährde die
Pensionierung. Weiter unten folgt der
drastische Hinweis: «Die Renten reichen
meist nicht mehr, um finanziell ausrei-
chend abgesichert in Pension zu gehen.»
Aus Sicht des VZ ist dies den Leuten aber
zu wenig bewusst: «Überraschend viele
Menschen glauben, dass sie ihre Pensio-
nierung problemlos finanzieren können»,
schreibt das Unternehmen, das unter
anderem davon lebt, besorgten Rentnern
in spe Finanzberatung anzubieten.

Gegenmassnahmen ergriffen

Kritiker haben das «Pensionierungs-
Barometer» des VZ auch schon als Mar-
keting verurteilt, was das VZ wiederum
scharf zurückwies. Doch seine Metho-
dik bleibt bei Fachleuten aus der Bran-
che umstritten. Ihr wichtigster Kritik-
punkt: Das VZ berücksichtigt nicht, dass
die meisten Pensionskassen die Reduk-
tion der Umwandlungssätze zumindest
teilweise kompensiert haben. Die Um-
wandlungssätze, die jede Pensionskasse
individuell festlegt, entscheiden über die
Höhe künftiger Renten.

Dass diese Sätze seit der Jahrtausend-
wende stark reduziert wurden, ist unbe-
stritten. Die Pensionskassen nennen zwei
Gründe: Wegen der steigenden Lebens-
erwartung müssen sie heutigen Neurent-
nern im Durchschnitt 21 Jahre lang eine
Rente auszahlen. Somit muss das ange-
sparte Kapital auf eine längere Zeit auf-
geteilt werden. Zudem haben mit den
Zinsen auch die erwarteten Renditen
abgenommen. So sank der Mittelwert
der Umwandlungssätze laut Swisscanto
allein seit 2016 von 6,1 auf 5,3 Prozent.
Dies ergibt pro 100 000 Franken Kapi-
tal 800 Franken weniger Rente im Jahr.

In der Realität haben aber viele Pen-
sionskassen Gegenmassnahmen ergriffen.
Diese sorgen dafür, dass die Renten weni-
ger stark sinken als die Umwandlungs-
sätze. Möglich ist dies, indem mehr Kapi-
tal angespart wird. Manche Kassen haben
die monatlichen Lohnbeiträge erhöht,
die Angestellte und Arbeitgeber einzah-
len. Andere nahmen einmalige Kapital-
zuschüsse vor. Speziell grosszügig waren

staatliche Pensionskassen. Bund, Kan-
tone und Gemeinden haben als Arbeit-
geber unerwünschte Rentenreduktionen
mit Steuergeld wegfinanziert.

Das VZ-Barometer blendet all diese
Kompensationen aus. Wer gut sucht, fin-
det hinten im Papier, bei den «Berech-
nungsparametern», denn auch diesen
Satz: «allfällige Kompensationszahlun-
gen der Pensionskassen nicht berück-
sichtigt». Der Hinweis wird nicht weiter
ausgeführt, in den Medienberichten fand
er keine Erwähnung. Der Verband der
Pensionskassen (Asip) distanziert sich
auf Anfrage von den Zahlen des VZ: Er
teile weder die Analyse noch die Bewer-
tung. Der Verband weist auch darauf hin,
dass zahlreiche Pensionskassen die Vor-
sorge ausgebaut hätten, um unter ande-
rem Teilzeitpensen besser zu versichern.
Auch dies werde im VZ-Papier ausge-
blendet, kritisiert der Asip.

Mehr Freude an den Zahlen hat die
Linke. Der Gewerkschaftsbund be-
zieht sich gerne darauf. Im steten Kampf

für den Ausbau der umlagefinanzier-
ten AHV lassen sich die Berechnungen
des VZ gut verwenden. Vor der Abstim-
mung über die 13. AHV-Rente vor einem
Jahr war immer wieder das Argument zu
hören, es brauche jetzt eine höhere AHV
wegen der angeblichen dramatischen
Kürzungen bei den Pensionskassen.

Ein verzerrtes Bild

Bringen die offiziellen Zahlen Klarheit?
Das Bundesamt für Statistik (BfS) ver-
öffentlicht seit 2015 die effektiv ausbe-
zahlten, neuen Renten. Laut ihm sind
die mittleren Pensionskassenrenten
allein von 2015 bis 2023 teuerungsberei-
nigt um fast 9 Prozent gesunken (von
1840 auf 1680 Franken im Monat). Auf
den ersten Blick scheint damit alles klar.

Der zweite Blick zeigt aber, dass auch
dieses Bild nicht vollständig ist. Insbeson-
dere sind darin die Kapitalbezüge nicht
berücksichtigt. In den letzten Jahren hat
der Anteil der Neurentner, die zumindest

einenTeil ihres Sparguthabens als Kapital
(und nicht als Rente) beziehen, stark zu-
genommen. Etwa 60 Prozent entscheiden
sich zurzeit zu diesem Schritt.Mittlerweile
ist die Zahl der Personen, die sich das ge-
samte Guthaben auszahlen lassen,ähnlich
gross wie die Zahl jener, die alles in Form
einer Rente beziehen. Dass die Rente tie-
fer ausfällt, wenn ein Teil des Guthabens
direkt als Kapital bezogen wird,ist logisch.
Allerdings liefert das BfS keine Bilanz zu
den genauen Auswirkungen der enormen
Kapitalbezüge auf die Rentenhöhe. Da-
für hat Avenir Suisse vor einem Jahr eine
Analyse auf Basis der BfS-Zahlen präsen-
tiert. Ergebnis:Wären seit 2015 alle Spar-
guthaben vollständig in Renten umgewan-
delt worden, wäre die Rentenreduktion
markant kleiner ausgefallen.

Konkret sind die Monatsrenten laut
BfS von 2015 bis 2022 um 9 Prozent ge-
sunken. Unter Berücksichtigung der
Kapitalbezüge würde der Rückgang laut
Avenir Suisse nur 1 bis 5 Prozent betra-
gen (je nachdem, welche Umwandlungs-
sätze man anwendet). Hinzu kommt, dass
diese Renten länger ausbezahlt werden
müssen. In der fraglichen Zeit hat die
Lebenserwartung im Alter 65 um etwa
sechs Monate oder gut 2 Prozent zuge-
nommen. Zudem drückt die zunehmende
Teilzeitarbeit auf die Rentenhöhe. Fazit
von Avenir Suisse: Die Leistungen der
Pensionskassen würden unterschätzt.

Im Schatten der AHV

Sozialpolitisch zählt primär die Vorsorge
für tiefe bis mittlere Einkommen. Swiss-
canto liefert Auswertungen für Personen,
deren letzter Lohn vor der Pensionierung
80 000 Franken beträgt. 2015 erhielten sie
74 Prozent dieses Lohns als Rente (Pen-
sionskasse und AHV zusammen), heute
sind es 71 Prozent. Das sozialpolitische
Leistungsziel liegt bei 60 Prozent. Fazit
von Swisscanto: Die berufliche Vorsorge
habe sich wieder stabilisiert.

Politisch wird der Zahlensalat bald
neu serviert. Argumentativ ist der Streit
um die Deutungshoheit über die Pen-
sionskassenrenten weiterhin wichtig,
auch wenn sich die handfesten Debat-
ten um die AHV drehen werden. Die
Finanzierung der 13. AHV-Rente ist
noch immer unklar, trotzdem haben die
Mitte und die Linke im Ständerat be-
reits Abgabenerhöhungen im Milliar-
denbereich beschlossen, um auch noch
die Renten der Ehepaare zu erhöhen.

Weniger Lektionen und ein Einfallstor für «woke Ideologie»
Das Fach Geschichte ist die grosse Verliererin der Gymnasialreform

SEBASTIAN BRIELLMANN

Für die Bildungselite in der Schweiz gilt
seit Jahrzehnten: Neu ist immer besser.
Reform reiht sich an Reform. Derzeit ist
das Gymnasium an der Reihe. Im letzten
Jahr wurde der Rahmenlehrplan verab-
schiedet, die Kantone haben nun Zeit
bis 2029, die neue Struktur zu imple-
mentieren. Für alle sollte bei der Re-
form etwas dabei sein. Bloss keinen Wi-
derstand provozieren.

Das hat geklappt. Während der Ver-
nehmlassung kamen nur wenig kri-
tische Voten aus den Kantonen. Das
ist erstaunlich, weil der Rahmenlehr-
plan durchaus kritisch hinterfragt wer-
den darf. Während die Inhalte durch-
aus nüchtern dargestellt werden, gibt es
auch Fragezeichen.

Künftig werden mehr Fächer unter-
richtet. Und wer mehr anbietet, muss
irgendwo auch etwas wegnehmen. Dar-
über hinaus soll ein neuer Unterrichts-
bereich implementiert werden: Bildung
für nachhaltige Entwicklung (BNE).
Dabei handelt es sich nicht um ein
eigenständiges Schulfach, sondern um
eine inhaltliche Ausrichtung, an der sich
alle Disziplinen orientieren sollen. Und
diese Ausrichtung hat eine deutliche
gesellschaftspolitische Schlagseite. Die
NZZ hat schon bei der Veröffentlichung

bilanziert, dass dieses Programm einer
linken NGO entnommen sein könnte.

Schlimmste Befürchtungen

Nun zeichnet sich ab: Zu den Verlierern
dieser Neuerungen dürfte vor allem das
Grundlagenfach Geschichte zählen.Weil
sich die Anzahl unterrichteter Lektio-
nen wohl verringern wird. Und weil die
BNE-Vorgaben «einen Woke-Drall» ent-
halten, wie besorgte Geschichtslehrer der
NZZ sagen. Die «schlimmsten Befürch-
tungen» seien bestätigt worden. Das sind
nicht bloss Ängste von Lehrern, die sich
vor Veränderung fürchten. In St. Gal-
len schwärmt man für ein «Gymnasium
der Zukunft», das weniger Lektionen
für Geschichte beinhaltet, dafür gibt es
ein neues Fach namens «Grundlagen für
reflektiertes Denken». Gibt es Denken
ohne Reflexion? Und wäre nicht dafür
die Geschichte das optimale Fach?

Martin Pryde präsidiert den Verein
der Schweizerischer Geschichtslehrer.
Dass Lektionen gestrichen werden sol-
len, hält er für «absurd», da immer betont
werde, dass man die heutigen Gescheh-
nisse auch historisch einordnen wolle. Er
fragt sich: «Ukraine, Nahost, auch aktuell
mit den Zöllen: Wie will man das Zeit-
geschehen ohne historische Kenntnisse
verstehen? Es ist absolut stossend, dass

offensichtlich das Gefühl vorherrscht:
Das geht auch mit weniger Lektionen,
das genügt schon. Das Problem wird auf
die leichte Schulter genommen.»

Das ist ein Eindruck, den viele Beob-
achter teilen. In der Volksschule leistet
man sich gar den Luxus, auf Geschichte
als eigenständiges Fach zu verzichten –
im Lehrplan 21 wird es in den Bereich
«Räume, Zeiten, Gesellschaften» ge-
quetscht. Ein überaus schwammiges
Sammelsurium. International lachen
die Geschichtsdidaktiker über diese un-
wissenschaftliche helvetische Eigenheit.

Das liegt laut Pryde daran, dass «lei-
der zu oft Bildungsbürokraten zu viel
Einfluss» nähmen. Viele dachten, dass
historisches Wissen auf dem Arbeits-
markt nichts bringe. «Dabei wird nicht
verstanden, dass der Geschichtsunter-
richt sehr wohl aufs Berufsleben vorbe-
reitet. Man lernt etwa, mit Quellen umzu-
gehen. Dass die Schüler das können: Das
ist ja eine Forderung, die explizit an die
Schulen gestellt wird.» Zukunft braucht
Herkunft. Gilt dieses Credo nicht mehr?

Philippe Weber, Dozent der Fach-
didaktik Geschichte an der Universität
Zürich, ist ebenfalls der Ansicht, dass
das Ansehen des Schulfachs Geschichte
leiden wird, da es das offizielle Ziel der
Reform ist, die Mint-Fächer sowie Wirt-
schaft und Recht zu stärken. Das wird

sich auswirken: Historisches Denken –
also auch demokratisches Denken – ge-
rät in die Defensive.»

Inhaltlich macht sich Weber jedoch
weniger Sorgen. Den Lehrplan möge
man als schwammig interpretieren,
aber er sieht darin einen grossen Vor-
teil: «Kantone und Schule sind frei in
der Umsetzung. Von woken Vorgaben
kann keine Rede sein.» Dass viele Leh-
rer dennoch beklagen, dass der Einfluss
von «Bildung für nachhaltige Entwick-
lung» sich negativ auswirken könnte,
kann Weber zumindest nachvollziehen.

Werte und Haltungen

Immerhin ist im Lehrplan explizit die
Rede davon, dass via «Vermittlung von
Wissen, Fähigkeiten, Werten und Hal-
tungen» die Schüler befähigt werden
sollen, «verantwortungsbewusst zum
Schutz der Umwelt zu handeln sowie
für Wirtschaftlichkeit und eine gerechte
Gesellschaft einzustehen, die Men-
schen aller Geschlechteridentitäten so-
wie heutiger und zukünftiger Genera-
tionen stärkt und gleichzeitig ihre kul-
turelle Vielfalt respektiert». Das sind
Werte und Haltungen. Ist es Aufgabe
der Schule, diese zu vermitteln?

Weber sagt deshalb, dass man bei der
Umsetzung der BNE-Vorgaben genau

hinschauen müsse. Er setzt sich dafür
ein, dass Schüler sich mit dem Anthropo-
zän beschäftigen sollten, das schon, aber
ihnen soll nicht Flugscham vermittelt
werden. «Das ginge gar nicht.»

Auch Pryde fordert, dass diese Imple-
mentierung sauber betrachtet wird. Nur
stellt sich die Frage:Wenn die aktivistisch
wirkenden BNE-Regeln nicht aktivis-
tisch gelehrt werden sollen, dann sind sie
einfach inhaltslose Poesie. Es ist jedoch
nicht davon auszugehen, dass jeder Leh-
rer so ausgewogen unterrichtet.Verschie-
dene Pädagogen sagen, dass BNE die
Ideologisierung vorantreibe. Das liege
auch daran, dass der Lehrplan kaum The-
mengebiete oder einen klaren Zeitstrahl
festschreibe. Das befördere den Aktivis-
mus. Interpretation statt Fakten.

Dass genau hingeschaut wird, eine
öffentliche Debatte stattfinden wird, ist
auch nicht zu erwarten.Während sich His-
toriker früher publikumswirksame Aus-
einandersetzungen geleistet haben, feh-
len diese Stimmen.Weber fragt: «Wo sind
eigentlich die Historiker der Universitä-
ten in dieser Debatte?» Viele von ihnen,
sagt er, kümmerten sich leider vermehrt
nur noch um internationale Themen, die
vielAufmerksamkeit und Zitationen brin-
gen. «Um die Schweiz kümmern sich nur
noch wenige, gerade wenn es um die Pra-
xis geht.» Düstere Aussichten.

Wer hat hier gut lachen? Szene im Flussbad Unterer Letten in Zürich. KARIN HOFER / NZZ


